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1. Zusammenfassung des Prifungsergebnisses

Die Prifung des Bauwesens, insbesondere der Bauausgaben, umfasste die Jahres-
rechnungen 2014 bis 2018 mit einem Investitionsvolumen von insgesamt rd. 18,4 Mio. €
brutto.

Die bei unserer stichprobenartigen Priifung ausgewéhlten BaumalRhahmen wurden
ausschlieRlich durch externe Planer abgewickelt und vom Bauamt Giberwacht. Allge-
meine Unterlagen wie Beschlisse, Planunterlagen, Vertrdge mit Planern und Handwer-
kern waren vorhanden.

Wir gewannen den Eindruck, dass die Mitarbeiter der Verwaltung ihre Aufgaben um-
sichtig und engagiert erfullen. Verbesserungsbedarf sehen wir bei der Vertragsgestal-
tung mit Freiberuflern und deren Leistungsiiberwachung.

Bei der stichprobenartigen Durchsicht der Unternehmerabrechnungen konnten wir
keine Fehlabrechnungen feststellen.
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2. Gegenstand und Verfahren der Prifung
2.1 Prifungsgegenstand

Wir fihrten bei der Stadt Ochsenfurt die Uberdrtliche Prifung der Jahresrechnungen
2014 bis 2018 gemalf’ Art. 105 Abs.1, Art. 106 Abs. 1 GO fir das Prifungsgebiet des
Bauwesens, insbesondere der Bauausgaben durch. Diese haben wir geman ziff. 2.4
des Berichts (G 57919) vorbehalten.

Soweit auf Baumaflinahmen bezogene Ausfihrungen zu Vorgangen aus nachfolgen-
den Haushaltsjahren gemacht werden, erfolgt dies nicht im Vorgriff auf die Prifung der
Jahresrechnungen dieser Haushaltsjahre, sondern dient der vorweggenommenen In-
formation.

2.2 Beginn und Ende der Prifung, Prifer

Die Prifung durch Herrn Dipl.-Ing. (FH) Michael Baum erfolgte im Zeitraum vom
23.10.2020 bis 11.03.2021 mit zeitlichen Unterbrechungen.

2.3 Prufungsumfang

Die Investitionen fir Baumalnahmen betrugen gemal dem o.g. Bericht G57919, An-
lage 10, Blatt 1, fir die Haushaltsjahre 2014 bis 2018 insgesamt rd. 18,4 Mio. € brutto.

Die stichprobenartige Prifung der Bauausgaben betrifft folgende Maflinahmen, insbe-
sondere die nachfolgend aufgefiihrten Gewerke und Leistungen:

MaRnahme und jeweilige Prifungsfelder Zeitraum der Gesamtkosten
Bauabwicklung brutto
T€
Generalsanierung Grund- und Mittelschule 2015 bis 2018 rd. 15.276
Ochsenfurt
—  Objektplanung Gebaude - rd. 196
— Baumeisterarbeiten 2. BA - rd.1.751
— Schlosserarbeiten - rd. 245
— Warmedamm-Verbundsystem - rd. 178
— Fenster- und Fassadenarbeiten - rd.1.288
— Luftungsinstallation - rd. 282
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MaRnahme und jeweilige Prifungsfelder Zeitraum der Gesamtkosten
Bauabwicklung brutto
T€
— Elektroinstallation - rd. 1.344
— Sanitarinstallation - rd. 275
— Schreinerarbeiten - rd. 124
— Metallbau und Glasinnenelemente - rd. 96
— Rohbauarbeiten 2 - rd. 1.236
Umbau der Alten Mainbricke 2014 bis 2018 rd. 7.500
— Sanierungs- und Teilerneuerungsarbeiten - rd.5.216
— Abnahme von Putzflachen - rd. 32
— Objektplanung Ingenieurbauwerke - rd. 350

2.4 Prufungsverfahren

Das Schwergewicht unserer Prifungstatigkeit lag auf materiellem Gebiet. In diesem
Zusammenhang haben wir auch - soweit dies angezeigt war - die Dienstkrafte fachlich
beraten.

Die Prifung richtete sich grundsétzlich nach den Bestimmungen des Art. 105 Abs. 1,
Art. 106 Abs. 1 GO. Wegen des umfangreichen Prifungsstoffs beschrankten wir uns
jedoch auf Teilgebiete und einzelne Baumafinahmen. Die Priifung erfolgte in Form von
Stichproben auf der Grundlage der von der Verwaltung zur Verfigung gestellten Unter-
lagen (Kassenbelege und Sachbticher, Teil- und Schlussrechnungen, Leistungsver-
zeichnisse [LV], Vertrage, Aufmal3e, Zeichnungen, Lichtbilder, Mengenberechnungen,
Liefernachweise und Schriftwechsel).

In Einzelfallen von geringer Bedeutung wurde auf die berichtsméRige Darstellung ver-
zichtet und empfohlen, das zur Bereinigung Erforderliche zu veranlassen. In den vorlie-
genden Bericht nahmen wir Prifungsfeststellungen nur insoweit auf, als dies wegen
der finanziellen Auswirkungen, der grundsatzlichen Bedeutung fir die Zukunft oder aus
anderen wichtigen Griinden geboten erschien. Sie sind, unabhangig von der sonstigen
Gliederung des Berichts, mit fortlaufenden Textzahlen (TZ) versehen.

Soweit etwaige in diesem Bericht genannte Betrage nicht im Einzelnen rechnerisch
hergeleitet sind, l&sst sich ihre Berechnung anhand der bei der Verwaltung vorliegen-
den Priifernotizen nachvolliziehen. Im Ubrigen haben unsere wahrend der Priifung
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ubergebenen Aufzeichnungen zu Sachverhalten nur vorlaufigen Charakter. Unsere ab-
schlieRende Auffassung enthélt dieser Bericht; sie basiert auf den bis zum Abschluss
der Prifung ermittelten Sachverhalten.

2.5 Schlussbesprechung

Das Gesamtergebnis der Prifung wurde am 07.11.2025 in einer Schlussbesprechung
vorgetragen, an der teilnahmen:

Stadt Ochsenfurt
Roland Zinn, Leiter des Fachbereichs Bauverwaltung, Stadtbaumeister

BKPV

Michael Baum, Priifer
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3. Prufungsfeststellungen
3.1 Erledigung fruherer Prifungsfeststellungen

Die Feststellungen in unserem Bericht T 03414 vom 22.12.2014 kénnen als erledigt
betrachtet werden.

3.2 Generalsanierung Grund- und Mittelschule Ochsenfurt
3.2.1  Projektbeschreibung

Die Stadt Ochsenfurt fiihrte die Generalsanierung der Grund- und Mittelschule in drei
Bauabschnitten durch. Die Gebaudekomplexe aus den 1930er- bzw. 1960er-Jahren
entsprachen nicht mehr den gesetzlichen Anforderungen an Brand-, Unfall-, Warme-
und Schallschutz. Zudem waren Deckenbauteile teilweise statisch unsicher und die ge-
samte Haustechnik erneuerungsbediirftig. Die Ausflihrung der Arbeiten erfolgte in den
Jahren 2015 bis 2018.

3.2.2 Kostenentwicklung

Die Kostenberechnung des Planers vom 02.05.2013 ging von Gesamtkosten i.H. von
16.920.664,20 € brutto aus. Die Kostenfeststellung vom 25.10.2017 schliel3t mit einem
Betrag von 15.276.000 € brutto ab. Die berechneten Kosten wurden um rund 10 % un-
terschritten.

3.2.3  Freiberufliche Leistungen

3.2.3.1 Verpflichtungserklarung gemaf Verpflichtungsgesetz

Die externen Planer wurden nicht auf die gewissenhafte Erfullung ihrer Obliegen-
heiten nach dem Verpflichtungsgesetz verpflichtet. Wir empfehlen, kiinftig vor-
sorglich eine Verpflichtung der Planer vorzunehmen.

Bei den von uns gepriften Architekten- und Ingenieurvertragen wurden die freiberuflich
tatigen Planer nicht auf die gewissenhafte Erflllung ihrer Obliegenheiten nach dem

Verpflichtungsgesetz verpflichtet.

Beim Einsatz externer Architekten oder Ingenieure sind vor allem Leistungen fur die
Ausschreibung, Vergabe und Bauliberwachung (Objektiiberwachung) wegen der hier



verstärkter Einsatz der Musterverträge des Innenministeriums auf Basis des Vergabehandbuch Bayerns
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madglichen Zusammenarbeit von Planungsbiros mit Dritten zu Lasten des Auftragge-
bers als besonders manipulations- und korruptionsgefahrdet anzusehen. Die Uberdrtli-
che Prufungserfahrung bestétigt dies, auch wenn es sich insgesamt betrachtet um Ein-
zelfalle handelt. Eine relativ einfach zu vollziehende MalRnahme zur Bekampfung von
Manipulation und Korruption in diesem sensiblen Bereich ist es, Auftragnehmer fiir ihre
Leistungen nach dem Gesetz Uber die formliche Verpflichtung nichtbeamteter Perso-
nen (Verpflichtungsgesetz) zu verpflichten und damit einem Amtstrager gleichzustellen.
Die besondere Verpflichtung kann Verstof3e nicht verhindern, schreckt aber vor ihnen
ab, weil die verpflichteten Personen aufgrund zahlreicher Sonderbestimmungen des
Strafrechts mit strafverscharfender Wirkung bei einem VerstoR3 gegen die in der Ver-
pflichtungserklarung genannten Strafvorschriften wie Amtstrager bestraft werden kon-
nen.

Die Nr. 7.1.6 der Korruptionsbekampfungsrichtlinie (KorruR) und die Richtlinie VI1.11.0
des staatlichen Vergabehandbuchs fiir Freiberufliche Leistungen (VHF) - beide sind
den Kommunen zur Anwendung empfohlen - fordern die Verpflichtung privater Leis-
tungserbringer nach dem Verpflichtungsgesetz, soweit sie im Rahmen ihrer Tatigkeit
offentliche Aufgaben wahrnehmen. Hiervon ist zumindest dann auszugehen, wenn
Ausschreibung, Mitwirkung bei der Vergabe oder Objektiberwachung zum Leistungs-
umfang gehoren. Nach der von Kommunen zu beachtenden Bekanntmachung des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern und fur Integration zur Vergabe von Auftra-
gen im kommunalen Bereich (IMBeK) ist bei Beschréankten Ausschreibungen und Ver-
handlungsvergaben die Manipulationsgefahr zu minimieren. Zur Vermeidung von Mani-
pulation und Korruption sind organisatorische und personelle MaBhahmen (zum Bei-
spiel im Sinne der Korruptionsbek&mpfungsrichtlinie) zu ergreifen.

Auch wenn wir bei unserer Priifung keine Anhaltspunkte fur entsprechende Verfehlun-
gen der externen Planer festgestellt haben, empfehlen wir, bei Planungsauftragen, zu-
mindest solchen ab einem geschatzten Auftragswert von 50.000 € netto, die mit den
oben benannten Leistungen beauftragten Planer férmlich nach dem Verpflichtungsge-
setz zu verpflichten. Hierbei kann das Formblatt VI1.11 ,Verpflichtungserklarung“ des
VHF verwendet werden. Dieses ware dem Vertragsentwurf zur Angebotseinholung bei-
zufiigen bzw. eine Verpflichtung in der dffentlichen Bekanntmachung als Auftragsbe-
dingung zu benennen. Die Verpflichtung erfolgt dann durch eine mindliche Unterrich-
tung Uber die im Formblatt genannten Vorschriften des Strafgesetzbuches (z.B. § 331
StGB Vorteilsnahme, § 332 StGB Bestechlichkeit), wobei der Wortlaut der Strafvor-
schriften er6ffnet und auf die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung hingewie-
sen wird. Die Verpflichtung wird in einer Niederschrift festgehalten, die von Seite des
Auftraggebers und der verpflichteten Person unterschrieben wird; die verpflichtete Per-
son erhélt eine Abschrift.
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3.2.3.2 Berufshaftpflichtversicherung des Planers - Deckungssumme zu niedrig

Die vertraglich vereinbarten Deckungssummen der Berufshaftpflichtversiche-
rung des Planers fur Personenschaden und sonstige Schaden lagen in mehreren
Fallen deutlich unter den im VHF Bayern empfohlenen Richtwerten. Wir empfeh-
len, zukinftig die Richtwerte nach VHF Bayern zugrunde zu legen.

C)

Bei der BaumalRnhahme Generalsanierung Grund- und Mittelschule wurde mit dem Pla-
ner der Gebaudeplanung J. aus W. vertraglich vereinbart, dass er eine Berufshaft-
pflichtversicherung mit Deckungssummen fiir Personenschaden und flr sonstige Scha-
den i.H. von jeweils 1,5 Mio. € wahrend der gesamten Vertragszeit zu unterhalten und
nachzuweisen hat. Eine Begrindung fir die festgelegte Hohe der Deckung ist nicht
vorhanden.

Unter Zugrundelegung der Richtwerte im VHF mit geschéatzten Baukosten i.H. von ca.
15 Mio. € liegt der Richtwert flr die Deckungssumme fir Personenschaden bei 3 Mio. €
und fur sonstige Schaden bei 3,0 Mio. €. Bei den gepruften Planervertragen lag die vom
freiberuflich Tatigen nachzuweisende Hohe der Deckungssummen flr Personenscha-
den und fur sonstige Schaden damit deutlich unterhalb der im VHF empfohlenen Richt-
werte.

Das VHF Bayern ist den Kommunen zur Anwendung empfohlen. Es enthélt zu den
verschiedenen Vertragsmustern jeweils unter der Rubrik ,Richtlinie zur Ausfertigung*
Richtwerte zu den Deckungssummen der Haftpflichtversicherung in Abhéangigkeit von
den geschéatzten Baukosten, getrennt nach Personenschaden und sonstigen Schaden.
Die dort genannten Deckungssummen sind nicht verbindlich und kénnen prinzipiell
auch hoher oder niedriger ausfallen. Da die Richtwerte in der Praxis anerkannt sind,
sollte von ihnen nicht grundlos abgewichen werden.

Verursacht ein Planer im Rahmen seiner vertraglichen Tatigkeit schuldhaft einen Scha-
den, ist er seinem Auftraggeber gegentber zum Schadensersatz verpflichtet. Die Be-
rufshaftpflicht-versicherung deckt diverse solcher Schaden ab und bietet dem Auftrag-
geber somit eine zusatzliche Sicherheit, dass entstandene Schaden auch dann ersetzt
werden, wenn der Planer selbst mangels finanzieller Leistungsfahigkeit oder gar Insol-
venz nicht vollumfénglich in Anspruch genommen werden kann. Eine zu geringe De-
ckungssumme erhéht die Gefahr, dass ein vom Planer verursachter Schaden nicht er-
setzt wird.

Um das Risiko eines nicht versicherten Schadens zu verringern, empfehlen wir, kiinftig
die H6he der vom Planer nachzuweisenden Deckungssummen der Berufshaftpflicht-
versicherung in Abhangigkeit der geschéatzten Baukosten nach den Richtwerten des
VHF Bayern festzulegen. Abweichende Deckungssummen sollten begriindet werden.



Die vom VHF Bayern geforderten Deckungssummen werden angewendet und verstärkt geprüft 
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3.2.3.3 Fehlende Dokumentation des Bauablaufs

Eine Dokumentation des Bauablaufs durch den Architekten lag nicht vor. Die Er-
stellung und Ubergabe der Dokumentation sollte kiinftig klar vertraglich geregelt
und konsequent eingefordert werden.

Der Architekt wurde mit allen Grundleistungen der LPH 8 beauftragt. GemanR den ver-
einbarten ,Zusatzlichen Vertragsbedingungen ist ein Bautagebuch zu erstellen. Auch
die zeitliche Vorgabe fir die Vorlage beim Bauherrn (14-tdgig oder nach Vereinbarung)
ist hier geregelt. Nach Beendigung der BaumalRnahme ist das Bautagebuch gemaf
ZVB dem Bauherrn zu Ubergeben. Das Bautagebuch wurde nach Angabe der Verwal-
tung bislang nicht vorgelegt. Das fiur die Grundleistungen der LPH 8 vereinbarte Hono-
rar wurde ungekurzt ausbezahlt.

Die Dokumentation des Bauablaufs, z.B. durch ein Bautagebuch soll (zusammen mit
den Bautagesberichten des Auftragnehmers und dem Schriftwechsel) Stand und Fort-
schritt der Bauarbeiten sowie alle bemerkenswerten Ereignisse des Bauablaufs festhal-
ten, z.B. Leistungen, Lieferungen, Einsatz von Personal und Maschinen, Baugrund,
Witterung, Anordnungen, Erschwernisse und Behinderungen. Die Eintragungen mus-
sen nicht taglich erfolgen, sondern es genigt, wenn die Eintragungen in dem Rhyth-
mus erfolgen, der sich aus der Uberwachungspflicht als solches ergibt (KG, Urteil vom
14.02.2012 - 7 U 53/08). Die Bautagesberichte der beauftragten Firmen stellen keinen
Ersatz fur diese Dokumentation dar, da sie haufig fir den Bauherrn wichtige Feststel-
lungen nicht enthalten. Die Dokumentation kann nicht nur bei Neubauten, sondern
auch bei BaumalRnahmen im Bestand von grol3er Wichtigkeit sein, um Abweichungen
vom vorausgesetzten Bestand und sich daraus ergebende Probleme zu dokumentie-
ren, denn diese kdnnen erfahrungsgemal Grundlage von Nachtragsforderungen der
Bauunternehmer sein. Hat der Architekt/Ingenieur keine Dokumentation erstellt, ist
sein Werk mangelhaft (vgl. zum Bautagebuch BGH, Urteil vom 24.06.2004

- VIl ZR 259/02). Der Auftraggeber kann dann unter den Voraussetzungen des § 634
BGB das Honorar fir die LPH 8 mindern (BGH, Urteil vom 28.07.2011 - VIl ZR 65/10).
Fur die Hohe der Minderung dirfen Teilleistungsbewertungen der Literatur als Orientie-
rungshilfe herangezogen werden (BGH, Urteil vom 24.06.2004 - VIl ZR 259/02). Beim
fehlenden Bautagebuch kommt eine Minderung des Honorars der LPH 8 um 0,5 % (so
z.B. OLG Celle, Urteil vom 11.10.2005 - 14 U 68/04) bis 1 % (so z.B. Fuchs/Berger/
Seifert, HOAI, 1. Auflage 2016, S. 2114) in Betracht.

Klnftig sollte der Auftraggeber bereits wahrend der BaumalRnhahme kontrollieren, ob
das Bautagebuch vom Architekten vertragsgerecht gefuihrt und gemanR den ggf. hierzu
vereinbarten zeitlichen Vorgaben vorgelegt wird. Fir die Fihrung des Bautagebuchs
sollten dem Architekten im Vertrag konkrete inhaltliche Vorgaben gemacht werden. Der
Bauherr kann entweder eigene Formblatter vorgeben, oder auf bewéahrte Formblatter
(z.B. VHF bzw. VHB) verweisen. Auch die Fuhrung eines revisionssicheren digitalen



Das Bautagebuch (oftmals AN Leistung) wird eingefordert 
Die Lph9 Objektdokumentation wurde i.d.R erbracht


TZ 4

Bayerischer Kommunaler Prifungsverband T 15625

Bautagebuchs kann vereinbart werden. Die Pflicht zur Ubergabe des Bautagebuchs
nach Abschluss der BaumaRRnahme sollte vertraglich geregelt sein. Wird das Bautage-
buch nicht gefuhrt bzw. Gibergeben, ware eigenstandig zu tUberprifen, ob (ggf. nach
vorheriger erfolgloser Fristsetzung zur Vorlage) eine Minderung der Vergitung vorzu-
nehmen ist.

3.2.3.4 Priufung des Brandschutzkonzepts - Nochmalige Prifung nicht erforder-
lich

Fur die Prufung des Brandschutzkonzepts beauftragte die Stadt einen Sonder-
fachmann, obwohl der Brandschutz bauaufsichtlich durch die Genehmigungsbe-
hoérde geblUhrenfrei Gberprift werden kann. Kiinftig ware durch die Bauverwal-
tung zu klaren, ob die Beauftragung von Sonderfachleute entbehrlich ist.

Die Stadt Ochsenfurt stellte den Antrag auf Baugenehmigung fiir die Generalsanierung
der Grund- und Mittelschule am 27.11.2008. Der Genehmigungsbescheid durch die
Bauaufsichtsbehorde erfolgte am 17.07.2009. Im Anhang zum Baugenehmigungsbe-
scheid (Ziffer 950) erlauterte die Genehmigungsbehérde, dass vom Antragsteller be-
reits eine Bescheinigung eines Prifsachverstandigen vom 08.04.2009 vorgelegt wurde.
Dem vorliegenden Schriftverkehr zufolge erfolgte die Beauftragung des Sachverstandi-
gen durch den Projektsteuerer im Namen der Stadt i.H. von rund 6.600 € netto bereits
am 13.08.2008.

Dem Bauantrag nach wirde der Brandschutz bauaufsichtlich geprtft oder durch einen
Prifsachverstandigen bescheinigt. Dies ware im Antrag entsprechend anzukreuzen,
wurde durch den Verfasser des Antrags (Architekt) aber unterlassen. Die Beauftragung
der Prifung des Brandschutzkonzepts an ein externes BUro, bereits vor Stellung des
Bauantrags, ware nicht erforderlich gewesen, da die Priifung des Brandschutzes durch
die Genehmigungsbehdrde ohne Erhebung einer Gebuhr erfolgt.

Klnftig ware durch die Bauverwaltung zu klaren, ob die Beauftragung von Sonderfach-
leute entbehrlich ist.

10



Zur Beschleunigung des Prüfprozesses wird bei größeren Maßnahmen ein geprüfter BSNachweis eingereicht.
Dieser ist auch bei der Genehmigungsbehörde nicht kostenfrei
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3.2.4 Bauleistungen

3.2.4.1 Nachtrage wurden trotz fehlender Herleitung der Nachtragspreise durch
die Baufirma von der Kommune akzeptiert und bezahlt

Mehrere Nachtragsvereinbarungen wurden geschlossen, ohne dass die An-
spruchshdhe hinreichend belegt bzw. dokumentiert wurde. Kiinftig sind zu Nach-
tragen transparente und nachvollziehbare Darlegungen der ausfihrenden Firma

C] bzw. des prifenden Blros auch zur Herleitung der Nachtragspreise zu fordern.

Die Schlussrechnung der Firma S. enthielt geanderte und zusétzliche Leistungen i.H.
von ca. 7.320 € brutto. In den formell wirksam geschlossenen Nachtragsvereinbarun-
gen und den begrindenden Unterlagen zur Schlussrechnung ist die Anspruchshdéhe fur
diese Nachtrage unzureichend oder gar nicht erlautert. Eine Aufschliisselung der gefor-
derten Einheitspreise (nach Einzelkosten der Teilleistung und Zuschlagen) fehlt.

Ferner stellten wir fest, dass bei der Elektroinstallation, Firma R. aus K., bei Nachtrags-
leistungen ein Nachunternehmerzuschlag von 10 % gewahrt wurde, obwohl laut EFB-
Preisblatt kein Nachunternehmerleistungen angegeben waren (z.B. NA 12 mit 1.250 €).

Die Berechtigung der Nachtragsforderungen wurde im Rahmen der vertraglich ge-
schuldeten Prufung von Rechnungen durch die freiberuflich Tatigen bejaht, ohne dies
aber im Einzelnen nachvollziehbar zu begriinden. Die Verwaltung gab die Nachtrage -
nach Feststellung der sachlichen Richtigkeit - im Rahmen der Schlusszahlung zur Aus-
zahlung frei. Die Nachtragsvereinbarungen wurden jeweils vom zustandigen Vertreter
der Kommune unterzeichnet. Wir haben die materielle Berechtigung der Nachtrdge aus
prifungsdkonomischen Griinden nicht Uberpruft.

Fordert der Auftragnehmer einen neuen Einheitspreis, insbesondere fir geanderte
oder zusatzliche Leistungen, tragt er die Darlegungs- und Beweislast fur die sachge-
rechte Ermittlung dieses Preises nach den Vorgaben des § 2 Abs. 5 bzw. 6 VOB/B. Um
seiner Darlegungslast zu genligen, muss er nicht nur den Preis selbst, sondern auch
dessen Kalkulation transparent und nachvollziehbar darlegen, da der Auftraggeber
sonst nicht Uberprifen kann, welche Kosten-ansétze im Preis enthalten sind. Unabhan-
gig davon, ob der Nachtragspreis herkdmmlich auf Basis der Preisgrundlagen fir die
vertragliche Leistung ermittelt werden muss oder auf Grundlage der tatséachlich erfor-
derlichen Kosten, miissen die im Preis enthaltenen Kosten vom Auftragnehmer be-
nannt werden. Die Bestandteile des neuen Einheitspreises (z.B. Einzelkosten der Teil-
leistungen wie Lohn und Gerate und Zuschlage wie BGK, AGK) sind also konkret im
Nachtrag aufzuschlisseln. Nur so kann der Auftragnehmer das Kontrollinteresse des
Auftraggebers erfillen und seinen Nachtrag prufbar im Sinne des 8§ 14 Abs. 1 Satz 1
und 8§ 16 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 VOB/B machen.
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Kinftig waren zu Nachtragen von den Baufirmen transparente und nachvollziehbare
Kalkulationen zur Anspruchshéhe anzufordern. Die Kommune sollte die externen Frei-
berufler von Anfang an darauf hinweisen, dass bei ihrer Prifung von Firmenrechnun-
gen hierauf zu achten ist und entsprechende schriftliche Prifbemerkungen zu machen
sind. Der Hinweis auf die ,Ublichkeit* eines angebotenen, kostenmaliig nicht aufge-
schlisselten Nachtragspreises ist regelméRig unzureichend. Auf eine transparente und
nachvollziehbare Aufschlisselung der Nachtragspreise ware generell, spatestens aber
bei der Prifung der Schlussrechnung besonderes Augenmerk zu legen, da die Kom-
mune sonst Uberzahlungen riskiert bzw. giinstige Rechtspositionen aus der Hand gibt.
Vom beauftragten Freiberufler geprifte Firmenrechnungen sind von der Verwaltung
stichprobenartig zu kontrollieren.

3.3 Umbau der Alten Mainbricke

3.3.1 Projektbeschreibung

Die Stadt Ochsenfurt nahm den Umbau der denkmalgeschiitzten Alten Mainbriicke aus
dem Jahr 1512 (ein letzter Umbau erfolgte im Jahr 1957) vor. Dabei wurde die Gradi-
ente in Briickenmitte um rund 1 m abgehoben und die Fahrbahn entsprechend ver-
starkt. Anderungen in der Gestaltung erfolgten nicht. Die Arbeiten fanden in den Jahren
2014 bis 2018 statt.

3.3.2 Kostenentwicklung

Die Kostenberechnung vom 04.05.2009 ging von Gesamtkosten i.H. von 6.263.000 €
brutto aus. Eine Kostenfeststellung des Ingenieurs lag im Prifungszeitraum nicht vor.

Somit war es der Verwaltung zu keiner Zeit moglich eine evtl. vorhandene Abweichung
zu erkennen oder gar steuernd einzugreifen (siehe TZ 6).

3.3.3  Freiberufliche Leistungen

3.3.3.1 Fehlende Kostenermittlungen
Bei der BaumalRnahme fehlten seitens des beauftragten Planers vertraglich ge-
schuldete Kostenermittlungen. Kunftig ware auf die vertragsgerechte Erbringung

und rechtzeitige Vorlage der Kostenermittlungen zu achten.

Bei der gepriften Baumafinahme fehlten Kostenermittiungen. So fehlte z.B. bei der
MalRnahme Umbau der Alten Mainbricke die Kostenermittlung auf Grundlage vom Pla-
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ner bepreister Leistungsverzeichnisse und die Kostenfeststellung. Gemal3 den ge-
schlossenen Ingenieurvertragen waren die genannten Kostenermittiungen als Grund-
leistungen zu erbringen.

Eine Kirzung des Honorars wegen fehlender Kostenermittlungen wurde nicht vorge-
nommen.

In den Leistungsphasen (LPH) 2 (Vorplanung), LPH 3 (Entwurfsplanung) und LPH 6
(Vorbereitung der Vergabe) sind Kostenermittlungen vom Architekten/Ingenieur zu er-
stellen (Kostenschatzung, Kostenberechnung, Kostenermittlung aufgrund vom Planer
bepreister Leistungsverzeichnisse). Sie sind ein wichtiges Steuerungsinstrument fiir die
Kommune, da sie - gekoppelt an den Planungsstand - hiermit immer detailliertere An-
gaben zu den prognostizierten Kosten erhdlt. Sie dienen als Entscheidungsgrundlage
fur die Billigung, Genehmigung und Fortfiihrung des Bauvorhabens und stellen ein we-
sentliches Werkzeug der Kostenplanung und Kostensteuerung dar. Sie sind zudem er-
forderlich, um die Kosten im Haushalt zu veranschlagen, ggf. fortzuschreiben und die
Bereitstellung der Deckungsmittel sicherzustellen (vgl. 8 10 Abs. 3 und 4 KommHV-Ka-
meralistik bzw. § 12 Abs. 3 und 4 KommHV-Doppik). Seit Inkrafttreten der HOAI 2009
ist die in der LPH 3 zu erstellende Kostenberechnung ferner maRR3gebliche Grundlage
fur die Honorarberechnung der freiberuflichen Planer. Die in der LPH 8 (Objektiberwa-
chung und Dokumentation) zu erstellende Kostenfeststellung dient der Information des
Bauherrn Uber die endgultig entstandenen Kosten, fir Kostenvergleiche und zur Doku-
mentation (z.B. fir den Verwendungsnachweis).

Kostenschétzung, Kostenberechnung und die Kostenermittlung auf der Grundlage vom
Planer bepreister Leistungsverzeichnisse sind Leistungen, die flr den Bauherrn zum
Ende der jeweiligen Leistungsphase vorliegen missen, da sie ansonsten ihre maf3geb-
liche Funktion der zeitnahen Information nicht mehr erfillen kénnen. Fehlen nach dem
Vertrag geschuldete Kostenermittlungen, kann der Bauherr das vertraglich vereinbarte
Honorar ggf. mindern (siehe BGH, Urteil vom 11.11.2004 - VII ZR 128/03). Eine Frist-
setzung zur Nacherfiillung ist dabei nicht erforderlich, wenn die Nacherfillung zwar
maglich, fur den Auftraggeber aber wegen Zeitablaufs ohne Interesse ist. Als Anhalts-
wert fir die Hohe der Minderung kann man sich an den in der Literatur publizierten
Teilleistungstabellen orientieren (z.B. Siemon, Fuchs/Berger/Seifert oder VHF-Bayern).

Bei zuklinftigen Baumafinahmen ist auf die rechtzeitige und vollstandige Vorlage der
geschuldeten Kostenermittlungen zu achten, um z.B. bei erkennbaren Kostensteige-
rungen ggf. erforderliche GegensteuerungsmafRhahmen veranlassen zu kénnen. Wer-
den Kostenermittlungen nicht vorgelegt, ist zu prifen, ob (ggf. nach vorheriger erfolglo-
ser Fristsetzung zur Vorlage) eine Minderung der Vergttung vorzunehmen ist.
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3.3.3.2 Formliche Abnahme Freiberuflicher Leistungen

Die Kommune nahm die Leistungen freiberuflich Tatiger nicht formlich ab, ob-
wohl dies vertraglich vereinbart war. Kiinftig ware nach abnahmereifer Fertigstel-
lung der Freiberuflichen Leistungen eine gemeinsame férmliche Abnahme
durchzufiihren und das Ergebnis sachgerecht zu protokollieren.

Dem Vertrag Uber Freiberufliche Leistungen lagen die Allgemeinen Vertragsbestim-
mungen zum Architekten-/Ingenieurvertrag (AVB Arch/Ing) zugrunde.

Gemal § 8 dieser Vertragsbestimmungen hat der Auftragnehmer die Abnahme in
Textform zu beantragen. Der Auftraggeber wird verpflichtet, die Planerleistungen nach
Erbringung der letzten beauftragten Leistungsstufe abzunehmen, vorausgesetzt, die
Leistungen sind abnahmefahig fertig gestellt und lassen keine wesentlichen Mangel er-
kennen. Zudem ist dort vereinbart, dass die Abnahme gemeinsam und férmlich durch-
zufiihren und das Ergebnis in einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten ist. Im Proto-
koll sind vorhandene Méangel festzustellen und die vertraglichen Erfullungsanspriiche
vorzubehalten.

Zu den von uns gepriften Ingenieurleistungen lagen weder schriftliche Antrage der je-
weiligen Planer auf Abnahme noch Abnahmeprotokolle Uber eine gemeinsame férmli-
che Abnahme der Planungsleistungen vor. Laut Auskunft der Verwaltung wurden die
Planerleistungen nicht formlich abgenommen. Auf unsere Nachfrage, ob die Planerleis-
tungen foérmlich abgenommen worden seien, erhielten wir von der Verwaltung keine
Auskunft.

Mit der Abnahme endet beim Architekten- und Ingenieurvertrag nach 88 650q Abs. 1
i.V. mit 631 ff. BGB das Erflllungsstadium und es beginnt das Gewéhrleistungssta-
dium; die Architekten- und Ingenieurleistungen werden als im Wesentlichen vertrags-
geman ausgefuhrt gebilligt und die Verjahrungsfrist fir Mangelanspriiche des Auftrag-
gebers beginnt (8§ 6509 Abs. 1 BGB i.V. mit § 634a Abs. 2 BGB). Die Beweislast fur die
Mangelfreiheit seiner Leistungen tragt bis zur Abnahme der Freiberufler und nach der
Abnahme der Bauherr (Beweislastumkehr). Bis zur Abnahme tragt der Planer auch die
Leistungs- und Vergitungsgefahr (8 650q Abs. 1 BGB i.V. mit § 644 Abs. 1 Satz 1
BGB). Wird z.B. durch einen Computer-Virus die EDV-gestitzte Planung (z.B. CAD-
Plane, Leistungsverzeichnis auf ,GAEB-Basis"*) eines Architekten oder Ingenieurs vor
dem Zeitpunkt der Abnahme zerstort, muss er auf seine Kosten die Planungsleistung
nochmals erbringen.

Rechte wegen bekannter Mangel (insbesondere Planungsfehler) sind von der Kom-

mune bei der rechtsgeschaftlichen Abnahme vorzubehalten, da sonst der Ausschluss
von Mangelanspriichen nach 8§ 634 Nr. 1 bis 3 BGB (Nachbesserung, Ersatzvornahme
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und Minderung) droht (8 6509 Abs. 1 BGB i.V. mit 8 640 Abs. 3 BGB). Anspriiche we-
gen bekannter und bei der Abnahme nicht ausdricklich vorbehaltener Mangel beste-
hen nur im Falle eines (nicht immer belegbaren) Verschuldens des Auftragnehmers als
Schadensersatzanspruch (8 634 Nr. 4 BGB).

Wird entgegen der vertraglichen Vereinbarung die Abnahme nicht férmlich durchge-
fuhrt, wurde die Leistung nicht wirksam abgenommen, es sei denn, aus dem Verhalten
der Parteien lasst sich darauf schlief3en, dass auf die formliche Abnahme konkludent
(stillschweigend) verzichtet wurde. Bei der konkludenten Abnahme kann der Auftrag-
nehmer aus dem Verhalten bzw. Handeln des Auftraggebers erkennen, dass der Auf-
traggeber die Leistung des Auftragnehmers als im Wesentlichen vertragsgerecht und
mangelfrei billigt. Eine Leistung gilt beispielsweise dann als konkludent abgenommen,
wenn die Honorarschlussrechnung vorbehaltlos bezahlt wird.

Das Erfillungsstadium sollte nicht durch eine konkludente Abnahme beendet werden,
da dann haufig der Beginn und das Ende der Verjahrungsfrist fir Mangelanspriiche
nicht eindeutig datiert werden kdnnen. Bei auftretenden Mangeln kann es dann zum
Streit dariiber kommen, ob die Mangelanspriche bereits verjahrt sind (§ 634a BGB).
Zudem kann die konkludente Abnahme dazu fiihren, dass dem Auftraggeber keine ver-
schuldensunabhangigen Mangelanspriiche zustehen, soweit er sich seine Rechte we-
gen der Mangel, die ihm zum Zeitpunkt der konkludenten Abnahme nachweislich be-
kannt waren, nicht vorbehalten hat.

Die formliche Abnahme muss dazu genutzt werden, zu einem Zeitpunkt, zu dem der
Planer noch nicht vollstandig ausbezahlt ist, zu kontrollieren, ob alle vertraglich ge-
schuldeten Leistungen im Wesentlichen mangelfrei und vollstandig erbracht wurden.
Hierin liegt der Wert der férmlichen Abnahme fir den Auftraggeber. Fehlen wesentliche
Leistungen, ist die Abnahme ggf. zu verweigern, bis die Mangel beseitigt sind. Fehlen
unwesentliche Leistungen, an denen der Bauherr noch Interesse hat, ist im Abnahme-
protokoll eine Frist zur Nacherflllung zu setzen; erst nach deren fruchtlosem Ablauf
kann zur Ersatzvornahme oder Minderung tbergegangen werden. Wird Nacherfillung
verlangt, kann bis zur Beseitigung des Mangels das Zweifache der fur die Mangelbe-
seitigung erforderlichen Kosten einbehalten werden (§ 641 Abs. 3 BGB). Ist die Nach-
erfillung zwar theoretisch moglich, flr den Auftraggeber aber wegen Zeitablaufs ohne
Interesse, kann sofort Minderung erklart werden (Berechnung der Minderung z.B. an-
hand der Teilleistungstabellen nach Siemon, Fuchs/Berger/Seifert oder VHF-Bayern).

Zur Kontrolle, ob die Freiberuflichen Leistungen vollstandig und mangelfrei erbracht
wurden, im Interesse klarer Verhéaltnisse bzgl. des Beginns und des Endes der Ge-
wahrleistungsfrist und zur Vermeidung konkludenter oder fiktiver Abnahme sollte die
Kommune sicherstellen, dass kinftig Architekten- bzw. Ingenieurleistungen nach Fer-
tigstellung immer formlich abgenommen werden, sofern die Leistungen abnahmereif
(ohne wesentliche Mangel) vollendet wurden. Die Abnahme ist in einem gemeinsamen
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Protokoll zu dokumentieren. Wir empfehlen, fir die Abnahme der Planerleistungen das
Formblatt V.A.2 (Abnahmeniederschrift) aus dem Handbuch fir die Vergabe und
Durchfuihrung von Freiberuflichen Dienstleistungen (VHF Bayern) zu verwenden. So-
fern dem Freiberufler auch die LPH 9 Ubertragen wurde, kann nach den Allgemeinen
Vertragsbestimmungen nach abnahmereifer Fertigstellung der LPH 8 eine Teilab-
nahme der bis dahin erbrachten Leistungen durchgefiihrt werden. Daneben kann der
Freiberufler gemal § 650s BGB ab der Abnahme der letzten Leistung des bauausfih-
renden Unternehmers oder der bauausfuhrenden Unternehmer eine Teilabnahme der
von ihm bis dahin erbrachten Leistungen verlangen. Ein Anspruch auf Teilabnahme
friherer Leistungsphasen besteht bei einem Vollauftrag (auch wenn dieser in einzelne
Leistungsstufen unterteilt wurde) nicht; entsprechende Wiinsche auf Teilabnahme (z.B.
nach erbrachter LPH 3 bzw. nach erbrachter Leistungsstufe 1) sind zuriickzuweisen.

3.3.4 Bauleistungen
3.3.4.1 Planer aus den Vergabeunterlagen erkennbar

Bei mehreren gepriften Bauvergaben war der beauftragte Planer aus den Verga-
beunterlagen erkennbar. Kiinftig ware dafiir zu sorgen, dass aus den Vergabeun-
terlagen keine Rickschlisse auf den Planer gezogen werden kénnen.

Bei einigen der von uns gepruften Bauvergaben (u.a. Sanierungs- und Teilerneue-
rungsarbeiten, sowie Abnahme von Putzflachen) war der von der Kommune beauf-
tragte Planer im Leistungsverzeichnis namentlich benannt.

Auch wenn wir vorliegend keine Anhaltspunkte fiir konkrete wettbewerbsbeschran-
kende Folgen aus diesem Vorgehen oder gar fir Manipulationen haben, sind folgende
Hinweise hierzu angezeigt:

Bereits die Nennung des Planers im Leistungsverzeichnis erméglicht Kontaktaufnah-
men zwischen interessierten Firmen und dem beauftragten Planer, ohne dass die
Vergabestelle hiervon erféahrt. Werden dartiber hinaus gehend die interessierten Baufir-
men dazu aufgefordert, sich bei Fragen nicht an die Vergabestelle, sondern an den
Planer zu wenden, birgt dieser direkte Kontakt und Informationsaustausch zwischen
Baufirmen und beauftragtem Planer im Zeitraum vor der Angebots6éffnung mehrere
Gefahren. Die Mdglichkeit der gezielten Manipulation des Wettbewerbs, z.B. durch be-
wusste Erteilung kalkulationserheblicher Hinweise nur an einen Interessenten ist dabei
nur ein Aspekt. Praxisrelevant sind dartiber hinaus folgende Gesichtspunkte:

Bieterfragen betreffen regelmaRig Unklarheiten im Leistungsverzeichnis bzw. fehlende,

aber erforderliche kalkulationserhebliche Informationen. Ist eine Bieteranfrage inhaltlich
berechtigt, musste der Planer somit ggf. im Rahmen der Beantwortung eine eigene
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Schlechtleistung offenbaren. Es besteht die Gefahr, dass der Planer kritische Fragen
der Bieter zu dem (von ihm selbst erstellten) Leistungsbeschrieb zu pauschal bzw.
nicht sachgerecht beantwortet, der Bauherr vom Vorgang nichts erfahrt und sich spater
mit Nachtragen der beauftragten Baufirma wegen eben dieser Liicken oder Unklarhei-
ten im LV auseinandersetzen muss. Miissen Bieteranfragen dagegen an die Vergabe-
stelle gerichtet werden, ist Transparenz gewabhrleistet und der Bauherr hat zudem die
Mdoglichkeit, sich bei nicht Gberzeugenden (internen) Antworten des Planers einzu-
schalten.

Beantwortet der Planer eine Bieteranfrage direkt nur gegeniiber dem anfragenden Un-
ternehmen, besteht die Gefahr, dass dieses Unternehmen einen nicht gerechtfertigten
Informationsvorsprung und damit Wettbewerbsvorteil gegenliber den anderen Unter-
nehmen erlangt. Dies wéare vergaberechtswidrig und kann die Wirtschaftlichkeit der
Vergabe gefahrden.

Bieteranfragen in groBerem Umfang kénnen im Ubrigen einen Rickschluss auf die
Qualitat der vom Planer als Grundleistung zu erbringenden Leistungsbeschreibung er-
maglichen.

Klnftig ware dafir zu sorgen, dass aus den anonymisiert aufzustellenden Vergabeun-
terlagen keinerlei Ruckschlisse auf den Planer gezogen werden kénnen. Die Namen
und Kontaktdaten der Planer diirfen weder in der Veréffentlichung noch in den Verga-
beunterlagen - z.B. im Leistungsverzeichnis, auf Plankdpfen oder in den BVB als Rech-
nungsempfanger - genannt werden.

Die Planer durfen weder Vergabeunterlagen versenden noch Planungsunterlagen zur
Einsicht auslegen. Die Beantwortung von Anfragen zum Ausschreibungsinhalt sollte
immer durch die Vergabestelle selbst erfolgen. Eingehende Fragen sollte die Bauver-
waltung - anonymisiert, also ohne Nennung des Unternehmens - an den beauftragten
Planer zur schriftlichen Beantwortung gegentber der Vergabestelle mit Fristsetzung
weiterleiten und die Antwort dann - wiederum anonymisiert, also ohne Nennung des
Planers - dem anfragenden Unternehmen bzw. ggf. allen Unternehmen selbst geben.
Zudem durfen die freiberuflich tatigen Planer bei Beschrankten Ausschreibungen die
aufzufordernden Unternehmen nicht bestimmen, sie kdnnen der Vergabestelle lediglich
Vorschlage unterbreiten.
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3.4 Mallnahmenubergreifende Feststellungen
3.4.1 Bauleistungen
3.4.1.1 Unvollstandige Dokumentation eines Vergabeverfahrens

Die Vergabedokumentation war bei beiden gepriften BaumalRhahmen unvoll-
standig, wesentliche Verfahrensschritte waren nicht dokumentiert. Wir empfeh-
len, fUr die Erstellung der Vergabedokumentation einheitliche Formblatter, z.B.
aus dem VHB Bayern, zu verwenden.

Die Dokumentation des Vergabeverfahrens war in mehreren Fallen unvollsténdig. Es
fehlte insbesondere

— Schatzung des Auftragswerts

— Begrindung der Wahl der Beschrankten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbe-
werb

— Begrindung der Wahl der Freihdndigen Vergabe/Verhandlungsvergabe

— Begrindung der Wahl des Verhandlungsverfahrens (mit oder ohne Teilnahmewett-
bewerb)

— Begrindung fur Verzicht auf Teillosbildung/Fachlosbildung

— Namen berticksichtigter Bewerber/Bieter und Griinde ihrer Auswabhl
— Dokumentation der Angebots-, Bewerbungs- und Bindefristen

— Begrindung Ablehnung ungewoéhnlich niedriger Angebote

— Anteil der beabsichtigten Weitergabe an Nachunternehmer

— Begrindung der Zuschlagserteilung

— Begrindung der Aufhebung der Ausschreibung

Da es sich nicht nur um Einzelfalle handelt, geben wir nachfolgend einige Hinweise zur
sachgerechten Erstellung der Dokumentation und zeigen mdgliche negative Folgen ei-
ner unzureichenden Dokumentation auf.

Sowohl unterhalb als auch oberhalb des EU-Schwellenwertes ist eine Dokumentation
des Vergabeverfahrens zeitnah zu erstellen. Darin missen die wesentlichen Verfah-
rensschritte inkl. der hierbei getroffenen Entscheidungen des Auftraggebers und deren
Begrindung festgehalten werden. Die zwingend aufzunehmenden Mindestinformatio-
nen sind u.a.:
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— Schatzung des Auftragswertes mit Herleitung (je naher dieser am EU-Schwellen-
wert liegt, desto sorgfaltiger muss die Schatzung erfolgen)

— Grunde fir die Auswahl bertcksichtigter Bewerber/Bieter
— Grunde fur die Ablehnung ungewoéhnlich niedriger Angebote
— Grinde fir die Erteilung des Zuschlags an den Auftragnehmer

— Bei Beschrankter Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb und Freihandiger
Vergabe / Verhandlungsvergabe Grunde fir die Wahl des Verfahrens

— Bei Verhandlungsverfahren (mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) Griinde fir die
Wahl des Verfahrens

— Begrindung der Aufhebung der Ausschreibung

Daruber hinaus sollten weitere Informationen generell immer dann in der Dokumenta-
tion enthalten sein, wenn von Regelvorgaben abgewichen wird oder Entscheidungen
des Auftraggebers zu wesentlichen Verfahrensschritten getroffen werden. Die folgende
nicht abschlie3ende Aufzahlung nennt zu dokumentierende Sachverhalte.

— Begrindung fir langere Bindefrist als 30 Kalendertage, Pauschalvertrag, Rahmen-
vereinbarung mit Laufzeit Gber 4 Jahre, Generalunternehmervergabe

— Begrindung fur die Aufnahme angehngter Stundenlohnarbeiten, konkreter Pro-
duktvorgaben oder von Sammelpositionen mit ungleichartigen Leistungen

— Begrindung, warum die Leistungsbeschreibung nicht in Form eines Leistungsver-
zeichnisses, sondern durch Leistungsprogramm erfolgte

— Begrindung einer aul3ergewdhnlich kurzen Ausfihrungsfrist
— Darlegung des erheblichen Interesses bei Bestimmung vertraglicher Einzelfristen

— Darlegung der drohenden erheblichen Nachteile bei Vereinbarung einer Vertrags-
strafe

— Begrindung fur eine l&angere Verjahrungsfrist fur Mangelanspriiche

— Begrindung fur die Festlegung einer Sicherheitsleistung oder die Aufnahme einer
Preisanpassungsklausel

— Beantwortung von Bieterfragen
— Niederschrift tiber Offnungstermin

— Prifung der Gleichwertigkeit des beauftragten Nebenangebots bzw. der Erfullung
von Mindestanforderungen an Nebenangebote

— Ergebnis von Aufklarungsgesprachen

— Begrindung des Verzichts auf die Vorlage zusatzlich zum Angebot verlangter Un-
terlagen und Nachweise
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— Begrindung des Ausschlusses eines Angebots, ggf. Nachweis der fruchtlosen
Nachforderung fehlender Unterlagen

— Prifung und Wertung der Angebote

Das Treffen der im Vergabeverfahren erforderlichen Entscheidungen ist eine nicht de-
legierbare Bauherrenaufgabe. Bei der Dokumentation dagegen darf sich der 6ffentliche
Auftraggeber grundsatzlich der Hilfe eines Dritten bedienen. Die vom Architekten/Inge-
nieur in der LPH 7 zu erstellende ,Dokumentation des Vergabeverfahrens* kann recht-
lich nicht als Dokumentation im Sinne der VOB/A / VgV qualifiziert werden, da sie nicht
von der zustandigen Stelle stammt. Sie kann die Dokumentation nach VOB/A / VgV im
Ubrigen auch deshalb nicht ersetzen, weil der Freiberufler regelmaRig nicht tiber alle
zu dokumentierenden Verfahrensschritte und Entscheidungen informiert ist. Der Auf-
traggeber darf sich die vom Freiberufler erstellte Dokumentation (insbesondere auch
den in der LPH 7 zu erstellenden Vergabevorschlag) aber zu Eigen machen, indem er
durch einen schriftlichen Zustimmungsvermerk oder einen vergleichbaren Akt hinrei-
chend deutlich macht, dass er den Inhalt geprtift und eine eigenverantwortliche Ent-
scheidung getroffen hat. Hierbei ist darauf zu achten, dass der Vergabevorschlag des
Freiberuflers ausreichend aussagekraftig ist und nicht nur auf den geringsten Gesamt-
preis abstellt. Der Auftraggeber kann einen Vergabevermerk auch - soweit hierin die
Verfahrensschritte dokumentiert sind - in seine eigene Dokumentation integrieren. Die
Dokumentation muss nicht in einem einzigen ,Vermerk* zusammengefasst werden,
sondern es genugt eine fortlaufende Dokumentation in mehreren Blattern oder Vermer-
ken, wenn diese separaten Schriftstiicke in einer durchgangigen Dokumentation die
einzelnen Stufen des Verfahrens sowie die maf3geblichen Feststellungen und Begrin-
dungen fiur die getroffenen Entscheidungen nachvollziehbar wiedergeben.

Eine unterlassene Dokumentation kann zwar unter bestimmten Bedingungen selbst in
einem Nachprufungsverfahren noch nachgeholt werden. Die Rechtsprechung beurteilt
einen Verfahrensschritt teilweise aber schon dann als fehlerhaft, wenn er nicht hinrei-
chend dokumentiert ist und ordnet die Zurlickversetzung des Verfahrens an. Aber nicht
nur deshalb ist es erforderlich, dass alle wichtigen Verfahrensschritte bis zur Zu-
schlagserteilung jederzeit nachgewiesen und Uberprift werden kénnen. Auch fiir eine
Uberprufung der Vergabe durch die VOB-Stelle bei der Regierung oder den Zuwen-
dungsgeber ist eine vollstandige Dokumentation des Verfahrens wichtig, um Verfah-
rensverzégerungen und das Risiko einer Zuwendungskiirzung zu minimieren.

Wir empfehlen, zur Vergabedokumentation nach VOB/A / VgV einheitliche Formblatter,
z.B. die unter www.vergabeinfo.bayern.de abrufbaren Formblatter des VHB-Bayern zu
verwenden. Die sorgféltige Erstellung der Dokumentation dient auch der Fehlervermei-
dung bzw. Selbstkontrolle, da hier wesentliche der zu treffenden Entscheidungen
checklistenartig aufgefiihrt werden. Die Durchfiihrung einer elektronischen Vergabe
kann zur sachgerechten Erstellung der Dokumentation beitragen, da die Dokumenta-
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tionsschritte hier in wesentlichen Teilen in den Arbeitsprozess integriert sind. Informati-
onen zur DurchfUhrung einer elektronischen Vergabe kénnen beispielsweise Uber das

Bayerische Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr (www.vergabe.bayern.de)
bezogen werden.

Minchen, 27.11.2025
Bayerischer Kommunaler Bestatigt:

Prifungsverband
Digital
H auser unterschrieben von

Hauser Alexandra

Alexandra patum:2025.11.28
gez. 09:40:09 +01'00'

Bottcher Hauser
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